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1. In den neuen Ländern ist der Umbau 
von der Planwirtschaft zur Sozialen 
Marktwirtschaft gelungen und der Er- 
neuerungsprozess, der 1990 begonnen 
wurde, weit vorangeschritten. Das An- 
lagevermögen der gewerblichen Wirt- 
schaft besteht heute zu mehr als 80 
Prozent aus Anlagen, die seit der Wie- 
dervereinigung errichtet wurden. Der 
Verfall von Bausubstanz konnte ge- 
stoppt und historische Stadtkerne wie- 
der hergestellt werden. Der Standard 
der öffentlichen Infrastruktur wurde 
grundlegend verbessert, auch wenn im 
Verkehrswegebau noch viel zu tun 
bleibt. Die Umweltbelastungen wur- 
den drastisch vermindert und die 
natürlichen Lebensgrundlagen regene- 
riert. Gemessen an der Ausgangslage 

ist die Bilanz des Aufbaus Ost positiv 
zu bewerten. 

2. Gleichwohl hat der Aufbau Ost bis 
heute nicht alle Ziele erreichen kön- 
nen, die mit der Wiedervereinigung 
Deutschlands verknüpft worden wa- 
ren. Ziel muss es sein, dass die neuen 
Länder wieder einen Wachstumsvor- 
sprung haben, um die strukturellen 
Unterschiede zu verringern. Die indu- 
strielle Basis in den neuen Ländern ist 
insgesamt noch zu schwach. Produkti- 
vität und Wirtschaftswachstum sta- 
gnieren. Die Arbeitslosigkeit ist nach 
wie vor viel zu hoch. Mit dem Beitritt 
osteuropäischer Staaten zur Europäi- 
schen Union wird vor allem die arbeits- 
intensive Wirtschaft in den östlichen 

Grenzgebieten Deutschlands mittel- 
bis langfristig vor neue Herausforde- 
rungen gestellt. Es ist unverkennbar, 

dass der Aufbau Ost eine neue strate- 
gische Justierung braucht. 

3. Den neuen Ländern sind für den Zeit- 
raum bis 2019 Solidarpaktmittel in 
Höhe von über 156 Mrd. Euro zugesagt 
worden. Diese Zusage gilt; sie darf 
nicht in Frage gestellt werden. Gleich- 
zeitig sind die neuen Länder verpflich- 
tet, treuhänderisch mit den Mitteln 
umzugehen. Darüber hinaus tritt die 
CDU dafür ein, bei einer ausgewoge- 
nen Fortführung der europäischen 
Strukturpolitik die Förderung der ost- 
deutschen Länder als „Ziel-1-Gebiete" 
durch die Europäische Union für die 
Förderperiode bis 2013 beizubehalten. 
Auch die damit verbundenen beihilfe- 
rechtlichen Spielräume für Investitio- 
nen müssen für diesen Zeitraum erhal- 
ten bleiben. 

4. Die CDU befürwortet eine Förderstra- 
tegie, durch die vor allem industrielle 
Wachstumspole („Cluster") etabliert 
und gestärkt werden. Statt Finanzmit- 
tel zur Behebung aller möglichen re- 
gionalen Schwächen zu verwenden, 
sollen die Mittel künftig der gezielten 
Unterstützung regionaler Stärken die- 
nen. Es geht darum, vorrangig die wirt- 
schaftsnahe Infrastruktur zu optimie- 
ren, zugkräftige Investitionen sowie 
die regionale Vernetzung zu unterstüt- 
zen und über Multiplikatoreffekte zu- 
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sätzliche Investitionen und Arbeits- 
plätze auch über die Wachstumskerne 
hinaus anzustoßen. Wirtschaftsförder- 
mittel müssen vorrangig in die Kernbe- 
reiche wirtschaftsnaher Infrastruktur, 
Investitionsförderung produktiver An- 
lagen sowie Forschung und Entwick- 
lung gelenkt werden. 

5. Die Einrichtung von „Sonderwirtschafts- 
zonen" lehnt die CDU ab. Stattdessen 
fordert die CDU, den neuen Ländern 
wesentlich größere Handlungsspielräu- 
me zu gewähren, um auf die jeweilige 
regionale Situation zugeschnittene Lö- 
sungen zu ermöglichen. Die vom Grund- 
gesetz geforderte Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse darf nicht im Sinne 
von Gleichheit missverstanden wer- 
den. Die föderale Struktur der Bundes- 

republik ist grundsätzlich geeignet, 
Unterschieden im Lande differenziert 
zu begegnen. Dazu ist es beispielswei- 

se erforderlich, dass der Bundesge- 
setzgeber vor allem in den Bereichen 
des Planungs- und Genehmigungs- 
rechtes den Ländern Möglichkeiten 
eröffnet, zumindest zeitlich begrenzt 
von Bundesrecht abzuweichen und ei- 
gene Regelungen des Landesgesetzge- 
bers zu ermöglichen. Sofern sich sol- 
che Regelungen bewähren, sollen sie 
auf das gesamte Bundesgebiet über- 
tragen werden. Die neuen Länder ha- 
ben die Chance, für den notwendigen 
Reformprozess in ganz Deutschland ei- 
ne Vorreiterrolle zu übernehmen. 

6. Der Arbeitsmarkt in den neuen Län- 
dern hat eine Schlüsselfunktion für die 

Bewältigung des Strukturwandels. Ein 
zentrales Problem ist darin zu sehen, 
dass die Löhne in Ostdeutschland in 

vielen Bereichen deutlich höher liegen, 
als der Fortschritt der Produktivität 
dies gestatten würde. Mehr Beschäfti- 
gung kann es nur geben, wenn sich die 
Entwicklung der Löhne konsequent am 
Niveau der Produktivität orientiert 
und sich dabei nach unten und oben 
stärker ausdifferenzieren können. Des- 
wegen ist die Produktivitätssteigerung 
von entscheidender Bedeutung. 

7. Die CDU tritt dafür ein, aus dem Sy- 
stem der Lohnersatz- und Transferlei- 
stungen für arbeitsfähige Arbeitslose 
ein System der „Lohnergänzung" zu 
machen. Das soll sicherstellen, dass ein 
arbeitsfähiger Arbeitsloser, der eine 
gering entlohnte Tätigkeit aufnimmt, 
durch seinen Lohn und einen Lohnko- 
stenzuschuss bzw. ergänzende Sozial- 
hilfe über ein höheres Gesamteinkom- 
men verfügt als jemand, der nicht ar- 
beitet. Unser Ziel ist es vor allem, Ar- 
beitsplätze zu schaffen und den zahl- 
reichen Langzeitarbeitslosen in Ost- 
deutschland neue Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt zu bieten. 

8. Kündigungsschutzbestimmungen dür- 
fen nicht den Nebeneffekt haben, dass 
sie im Ergebnis zu mehr Überstunden 
und weniger Neueinstellungen führen. 
Die CDU hat deswegen Vorschläge un- 
terbreitet, den Kündigungsschutz bei 
Neueinstellungen neu zu regeln. Ins- 
besondere für kleine Betriebe und für 
neue Existenzgründungen muss ge- 
prüft werden, zu welchen Bedingun- 
gen der Kündigungsschutz bei Neuein- 
stellungen ausgesetzt werden kann. 

9. Entscheidende Voraussetzung für mehr 
Wachstum in den neuen Ländern ist der 

14|0^ 



Dokumentation 

weitere Ausbau der Verkehrsinfra- 
struktur. Darüber hinaus werden mit 
der Erweiterung der Europäischen Uni- 
on die Verkehrswege in Deutschland 
erhebliche Mehrbelastungen verkraf- 
ten müssen, für die sie derzeit nicht 
gerüstet sind. Die CDU fordert daher, 
Verkehrsprojekte, die im Zusammen- 
hang mit der Erweiterung der Europäi- 
schen Union von Bedeutung sind, im 
Bundesverkehrswegeplan als „vordring- 
lichen Bedarf" auszuweisen und ein 
Sonderprogramm der Europäischen 
Union „Verkehrsprojekte Europäische 
Einheit" aufzulegen. Die Geltungsdau- 
er des Verkehrswegeplanungsbeschleu- 
nigungsgesetzes muss bis 2019 verlän- 
gert werden. 

10. Die neuen Bundesländer können sich 

im internationalen Wettbewerb nur 
dann erfolgreich behaupten, wenn ihre 
Wirtschaft innovative Spitzenproduk- 
te   in   Schlüsseltechnologien   hervor- 

bringt. Dies setzt eine gut ausgebaute 
und leistungsfähige Wissenschafts- 
und Forschungsstruktur voraus, die die 
Basis für den Technologietransfer zu 
kleinen und mittleren Unternehmen 
bietet. Notwendig ist vor allem, die 
Trennung zwischen dem Hochschul- 
sektor und den Klein- und Mittelbe- 
trieben zu überwinden. Das beträchtli- 
che Interesse des Handwerks und des 
Mittelstandes an Kontakten und Ko- 
operationen mit Hochschuleinrichtun- 
gen muss genutzt werden, um einen 
intensiven Transfer von Wissen, Tech- 
nologie und Personal in mittelständi- 
sche Betriebe zu initiieren und zu för- 
dern. Hochschulen erschließen sich zu- 
gleich durch eine verbesserte Koope- 
ration mit der Wirtschaft durch For- 
schungsaufträge, Technologietransfer, 
Weiterqualifizierung von Berufstätigen 
und vielfältige Formen von Public-Pri- 
vate-Partnership neue Finanzierungs- 
mögichkeiten. 
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